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THEMATISCHE KOMMISSION: Landwirtschaft, Tourismus & Umwelt
CONTROLLINGBERICHT DES POLITIKKONTRAKTS DES MELIORATIONSAMTES

Vorbericht: zu Handen der Finanz- und Geschäftsprüfungskommissionen 
1. Einleitung / allgemeine Erwägungen
Dieser Bericht stützt sich auf die Überlegungen, die die thematische Kommission anlässlich ihrer Sitzungen vom 30. August und 11. September 2002 angestellt hat. Neben dem Controllingbericht des Politikkontraktes des Meliorationsamtes standen während diesen zwei Sitzungen auch 3 Vorträge auf dem Programm. Die entsprechenden Departemente stellten darin Themen und Leistungen, die in die Fachgebiete der thematischen Kommission fallen, näher vor. 

1.1. Die Kommission wird über ihre Aufgabenbereiche, die im neuen Reglement des Grossen Rates vorgesehen sind, informiert.  In diesem Zusammenhang nimmt sie zur Kenntnis, dass die PDCC (Grégoire Luyet) in der Mai- und Junisession auf nicht sehr sinnvolle Güterzusammenlegungen aufmerksam gemacht hat, deren einziges Ziel die Erlangung von Subventionen gewesen sei.  Da es die Aufgabe der thematischen Kommissionen ist, die hauptsächlichen Stossrichtungen der politischen Tätigkeit in den verschiedenen Bereichen des staatlichen Wirkens festzulegen und zu überwachen und nicht allfällige Probleme zu untersuchen; hält sich die thematische Kommission für nicht zuständig in dieser Sache. Die Geschäftsprüfungskommission kann im Rahmen der Oberaufsicht und falls sie dies für nötig hält, die Subventionsgewährung untersuchen.

1.1.1. Die Kommission nimmt davon Kenntnis, dass die Verwaltung von Seiten des Bundes mehr Direktzahlungen in der Höhe von 8 bis 10 Millionen Franken bis in 3-4 Jahren möchte und begrüsst diese Absicht.

1.2. Die Kommission ist der Meinung, dass die Führung über Leistungsaufträge auf die gesamte Dienststelle für Landwirtschaft ausgedehnt werden sollte. Dies würde eine Vereinheitlichung des Budgetkonzepts und der Budgetverwaltung für die ganze Dienststelle erlauben.

2. Politikkontrakt 02/03
2.1. Ziele & Teilziele: 
Die Kommission äussert keinerlei Bemerkungen zu den Zielen und Teilzielen und genehmigt diese. Was den Kommentar zum Teilziel 2 anbelangt so ist die Kommission, in Übereinstimmung mit den Äusserungen von Staatsrat Wilhelm Schnyder, der Ansicht, dass in der Bemerkung bezüglich der Herabsetzung der Finanzbeihilfen um 10% darauf hingewiesen werden muss, dass diese eine Herabsetzung der Finanzbeihilfen von 30% auf 27% der Gesamtkosten zur Folge hat. Die Kommission befürwortet den Vorschlag von Herrn Staatsrat Schnyder, diese Textpassage zu korrigieren.
2.1.1. Politische Qualitäts- und Leistungskriterien
Kriterium 1: Warum sind lediglich die Gemeinden des Mittelwallis an der Realisierung von Entwicklungskonzepten des ländlichen Raumes interessiert?

Die Erklärung hierfür ist zum grössten Teil in der Struktur der Betriebe, welche im Kanton je nach Region unterschiedlich ist, zu suchen.  Das Unterwallis (val-d’Illiez, val-d’Entremont...) und das Oberwallis (Goms, ...) verfügen über grössere Betriebe als das Mittelwallis. Im Unter- und Oberwallis trifft man eher auf professionalisierte Landwirtschaftsbetriebe und auf eine bessere Infrastruktur als im Mittelwallis, wo man sich – historisch bedingt – eher auf Spezialkulturen (Weinbau, ...) konzentriert. Auf Anstoss der Gemeinden werden Studien zur Raumentwicklung gemacht.  Diese betreffen das gesamte Territorium der Gemeinden, inklusive Alpen.


Kriterium 2: Welche Mittel müssen noch eingesetzt werden, damit die landwirtschaftlichen Bauten den Anforderungen genügen und wie lange wird das noch dauern? Welchen Prozentsatz an gewässer- und tierschutzkonformen Ställen will der Kanton erreichen?


Laut einer Schätzung von 1995 würde eine Anpassung der landwirtschaftlichen Bauten an die Normen den Kanton 16.1 Millionen Franken kosten. Zwei Spezialkredite wurden vom Grossen Rat genehmigt: 5 Millionen im Jahre 1995 und 5.5 Millionen im Jahre 1999. Das Amt schätzt den Betrag, der für den Abschluss des Programms nötig ist, auf 3 Millionen Franken. Diese stammen aus dem ordentlichen Kredit (Jahresvoranschläge der Dienststelle), was ohne Zweifel Auswirkungen auf die anderen subventionierten Arbeiten haben wird (Bodenverbesserungswerke, Güterzusammenlegungen, ...). Das Ziel der Dienststelle ist es, innerhalb der nächsten 3-4 Jahre einen Prozentsatz von 80–85% zu erreichen., wobei die restlichen Prozente auf Betriebe entfallen, die verschwinden werden oder zu Beginn der Planphase bereits verschwunden sind (zu kleine Betriebe, Aufgabe infolge Ruhestand, ...). Wenn der Bund nicht noch strengere gesetzliche Auflagen macht, wird dieses Ziel erreichbar sein. Die Sanierung der landwirtschaftlichen Hochbauten hat gegenüber den Direktzahlungen Priorität.


Kriterium 3:
 Warum werden pro Jahr nur zwei Projekte mit Bezug zum Agrotourismus subventioniert? Was sind die Kriterien für eine Subventionsgewährung?


Projekte im Bereich des Agrotourismus finden je länger je mehr Anklang. Die Beihilfen betreffen bisher nur den „Agro“-Teil, der allerdings die gesamten Bedürfnisse abdecken soll; die Kommission und die Vertreter der Dienststelle für Landwirtschaft sind der Meinung, dass diese Art von Projekten vermehrt unterstützt werden müsste. Eine Motion, die genau in diese Richtung zielt, wurde eingereicht und wird in Kürze behandelt werden. Es wird festgehalten, dass es sich bei den Projekten im Bereich des Agrotourismus, die im Politikkontrakt erwähnt werden, um Vorhaben zu einer umfangreichen strukturellen Verbesserung handelt. Diese Projekte müssen von den Initiativen einiger Landwirte zur Verkaufsförderung ihrer Produkte (z.B. Buvettes oder Verkaufslokale auf der Alp) unterschieden werden. Der Ausbau und der Unterhalt der Suonen gehören im Übrigen nicht zu den Agrotourismus-Projekten, obwohl sie eine grosse Bereicherung des touristischen Angebots darstellen.

2.2.  Kriterien der politischen Prioritäten

Warum gibt es praktisch nur Prioritäten 1? Wäre eine bessere Verteilung auf die Prioritätsstufen nicht wünschenswert?


Die Prioritäten Nr.1 und Nr.2 („Konzept zur Rhonekorrektion“ und „offene Information und Verfahrensleitung der grossflächigen Güterzusammenlegungen“) sind miteinander verbunden. Es handelt sich in erster Linie um wichtige Konzepte, die entwickelt werden müssen. Es gibt keine grösseren Auswirkungen auf die kurzfristigen Investitionsprogramme.


Die Erhaltung eines Subventionsvolumens von mehr als 14 Millionen Franken (Priorität Nr. 2) ist eine Priorität des Amtes. Die vom Staatsrat im Rahmen der Finanzplanung 2002-2005 beschlossenen Sparmassnahmen verunmöglichen allerdings die Realisierung dieser Priorität.


Die Priorität Nr. 4 gewichtet die verschiedenen Arten von Bodenverbesserungsmassnahmen.


Bei der an die Direktzahlungen geknüpften Sanierung landwirtschaftlicher Hochbauten handelt es sich eindeutig um eine Priorität 1. Das gleiche gilt für die Alpverbesserungen.


Die Bodenverbesserungen könnten in die Priorität 2 eingereiht werden, selbst wenn Bedarf vorhanden ist und die eingegangenen Verpflichtungen erfüllt werden müssen.


Die Güterzusammenlegungen werden nur dort vorgenommen, wo sie sich nach einer Kosten/Zweckmässigkeits-Analyse als notwendig erweisen; sie wurden aus diesem Grund in die Priorität 2 eingereiht.


Die Projekte "Bauten für die Verarbeitung landwirtschaftlicher Produkte" sind nicht sehr zahlreich und zwar namentlich aufgrund der Tatsache, dass der Bund für diese Art von Projekten keine Subventionen gewährt. Es wird momentan geprüft, ob diese Projekte mittels IHG-Krediten unterstützt werden können, aber der Bund zögert noch.


Der Chef der Dienststelle für Landwirtschaft weist darauf hin, dass heute zusätzlich zu den im Controllingbericht des Meliorationsamtes aufgeführten politischen Prioritäten die erste Priorität für seine Dienststelle darin besteht, die globale Entwicklung des ländlichen Raumes sowie die Produkteverarbeitung zu definieren. die für den Erhalt der Direktzahlung nötigen Sanierungsarbeiten stellen eine zweite Priorität dar; die Realisierung von Infrastrukturen ist im aktuellen Kontext weniger wichtig und kann als eine Priorität 3 angesehen werden.


Wie steht es mit dem "Bodenverbesserungsfonds"? Warum ist der diesbezügliche Punkt im Politikkontrakt, der im Juni angenommen wurde, nicht im Controllingbericht zu finden?


Der rein buchhalterische Bodenverbesserungsfonds stützt sich auf Art. 19 der Verordnung über die landwirtschaftlichen Strukturen. Er wird durch die Subventionsrückerstattungen und die nicht beanspruchten Kredite gespiesen.


Die genauen Zahlen des Fonds (Stand vom 31.12.2002) werden im Rechnungscontrolling dargelegt.


Globalbudget: Die Kommission möchte sich im Moment aufgrund ihrer kurzen Bestehungsdauer zu diesem Punkt nicht äussern und sieht von Bemerkungen und Empfehlungen ab. Es wird jedoch festgehalten, dass das Globalbudget eine Abwärtstendenz aufweist, besonders aufgrund der Reduktion des Subventionsvolumens.

3. Schwerpunkte 2003

Die Kommission beobachtet mit Genugtuung, dass der Staatsrat Interesse an der Zusammenführung der beiden Sektoren Tourismus und Landwirtschaft zeigt und dass durch die Förderung des Sektors Agrotourismus die grundlegenden Auswirkungen der neuen Agrarpolitik des Bundes für 2007 bereits jetzt berücksichtigt werden. Nichtsdestotrotz muss diese Form der landwirtschaftlichen „Restrukturierung“ auch noch gesetzlich verankert werden.

4. Empfehlungen und Bemerkungen der Kommission

Dieser Vorbericht wird von den Mitgliedern der Kommission einstimmig angenommen.


Deshalb empfiehlt die thematische Kommission für Landwirtschaft, Tourismus und Umwelt der Finanzkommission und der Geschäftsprüfungskommission, den Controllingbericht anzunehmen, unter Miteinbezug der Bemerkungen dieses Vorberichts und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass sich die thematische Kommission nicht zum Globalbudget geäussert hat.


Überdies möchte die Kommission gerne wissen, welche thematische Kommission sich mit der Dienststelle für Raumplanung befassen wird.  Laut den anlässlich der Sitzung vom 30. August 2002 abgegebenen Erklärungen läge dies in der Verantwortung der thematischen Kommission für Landwirtschaft, Tourismus und Umwelt, mit Ausnahme der Dossiers, die direkt die Kommission betreffen, welche sich mit Investitionen und Ausrüstung befasst. Die Kommission möchte über diesen Punkt rasch aufgeklärt werden. Landwirtschaft, Tourismus und Umwelt sind eng mit der Gesetzgebung und den Tätigkeiten der Raumplanung verbunden.


Die Kommission möchte die hervorragende Zusammenarbeit mit Herrn Xavier Bertelletto vom ZVM sowie die Disponibilität der Staatsräte J.-R. Fournier, J.-J. Rey-Bellet und W. Schnyder hervorheben, die aktiv an den themenrelevanten Präsentationen mitgearbeitet haben.

Sitten, den 20. September 2002

KOMMISSION FÜR LANDWIRTSCHAFT

TOURISMUS UND UMWELT
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THEMATISCHE KOMMISSION FÜR GESUNDHEIT,
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CONTROLLINGBERICHT
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DER DIENSTSTELLE FÜR GESUNDHEITSWESEN
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Kommission
Verena SARBACH-BODENMUELLER, Präsidentin
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Yves BAGNOUD, Berichterstatter


Daniel BERTIN (Vertr. von F.Gianadda)
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Parlamentsdienst
Claude BUMANN,  Dienstchef

1. Einleitung

Die thematische Kommission Gesundheit, Sozialwesen und Integration ist am 13. September 2002 zur Prüfung des Controllingberichts des Budgets 2003 der Piloteinheit "Dienststelle für Gesundheitswesen" zusammengetreten.

Angesichts der verfügbaren Zeit, der Komplexität und der Neuheit der Materie hat die Kommission auf eine eingehende Prüfung des Politikkontrakts der Dienststelle für Gesundheitswesen, der im Übrigen vom Grossen Rat in der Junisession 2002 angenommen wurde, verzichtet. Diese Prüfung wird nach der Novembersession vorgenommen. Allfällige Anträge zur Abänderung des Politikkontrakts werden anlässlich des Controllings der Rechnung 2002 unterbreitet.

Die einzigen vom Staatsrat vorgeschlagenen Abänderungen des Politikkontrakts 2002-2003 betreffen das Globalbudget:

· Es wird eine Erhöhung des Globalbudgets 2003 um 599'770 Franken im Vergleich zur Planung 2003, die mit dem Politikkontrakt 2002-2003 im Juni 2002 angenommen wurde, beantragt;

· Das Globalbudget 2003 der Dienststelle für Gesundheitswesen weist in der Laufenden Rechnung eine Zunahme des Nettoaufwands um 16,58 Millionen im Vergleich zum Budget 2002 aus; wenn man den Transfer der Ausbildung im Bereich der Gesundheitsberufe (politisches Ziel 1) zum Departement für Erziehung, Kultur und Sport berücksichtigt, was wiederum bedeutet, das die Dienststelle für Gesundheitswesen den finanziellen Aufwand ab 2003 nicht mehr zu tragen hat, beläuft sich die reale Progression 2002 – 2003 auf über 31 Millionen.

Die Kommission beschliesst, den Controllingbericht hauptsächlich unter dem Gesichtspunkt der finanziellen Entwicklung zu prüfen. Ein besonderes Augenmerk wird auf das politische Ziel 3 "Heilende und palliative Betreuung" gerichtet, dessen Erhöhung 30 Millionen Franken übersteigt.

2. Politikkontrakt der Dienststelle für Gesundheitswesen: im Rahmen des Budgets 2003 vorgebrachte Abänderungen

Dr. Georges Dupuis wird von Staatsrat Burgener aufgefordert, die Leistungsstruktur der politischen Ziele (rote Ebene), der Leistungsprogramme (blaue Ebene) und der Produkte (gelbe Ebene) der Dienststelle für Gesundheitswesen zu erläutern. Diese Leistungsstruktur wird durch die Nettobeträge pro Produkt (in Mio.) ergänzt:
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Die Kommission begrüsst die Tatsache, dass ihr die Aufschlüsselung der Kosten pro Produkt dargelegt wird. Thomas Burgener und Franz König weisen darauf hin, dass der Grosse Rat nur für die rote Ebene (Politikkontrakt) zuständig sei. Die übrigen beiden Ebenen liegen in der Zuständigkeit des Staatsrates (blaue Ebene) und des Departements (gelbe Ebene). Die Zahlen werden aus Transparenzgründen unterbreitet; es wird darauf hingewiesen, dass der Staatsrat und der Departementsvorsteher einen gewissen Handlungsspielraum behalten und in der Lage sein müssen, im Rahmen des Globalbudgets Beträge zwischen Leistungsprogrammen (blau) und/oder Produkten (gelb) zu transferieren.

Das Departement weist darauf hin, dass bei der Erarbeitung des Budgets 2002 eine Erhöhung der Salärmasse um 3.2%  berücksichtigt wurde. Diese Erhöhung umfasst die Indexierung der Saläre, die Erhöhung im Zusammenhang mit dem Dienstalter, die Anpassung der Familienzulagen und die Anpassungen aufgrund der Anwendung des neuen Arbeitsgesetzes.  Für die übrigen Aufwendungen wurde eine Progression von 1% berücksichtigt.  Die Erhöhungen bei den hauptsächlichen Produkten werden nachstehend erläutert (Punkt 2.3).

2.1. Politisches Ziel 1: Ausbildung im Bereich der Gesundheitsberufe

Die Ausbildung im Bereich der Gesundheitsberufe wird auf den 1.10.2002 (Eröffnung der FH für Gesundheit und Soziale Arbeit) ins Departement für Erziehung, Kultur und Sport transferiert. Dieses Ziel sowie das entsprechende Globalbudget hat also nichts mehr im Politikkontrakt der Dienststelle für Gesundheitswesen zu suchen.

2.2. Politisches Ziel 2: Gesundheitsförderung und Prävention

Die Entwicklung des Globalbudgets (+ 551'344 Franken zwischen 2002 und 2003) ist auf ein verstärktes Engagement gewisser im Bereich der Prävention tätiger Institutionen (Walliser Liga gegen Suchtgefahren, Kosten im Bereich der übertragbaren Krankheiten, Tumorregister...) sowie die Saläranpassungen zurückzuführen. 

2.3. Politisches Ziel 3: Heilende und palliative Betreuung

Das für das politische Ziel 3 veranschlagte Budget 2003 legt im Vergleich zum Budget 2002 um 30'332'129.- zu. Diese Zunahme betrifft ausschliesslich den Nettobetriebsaufwand. Eine Verringerung der in der ursprünglichen Planung vorgesehenen Investitionsausgaben um 2 Millionen (Verschiebung der Spitalrenovationen) ermöglicht eine Stabilisierung der Nettoinvestitionsausgaben des Budgets 2003 im Rahmen des Budgets 2002.

Eine produkteweise Aufschlüsselung der Erhöhungen kann der obenstehenden Leistungsstruktur entnommen werden. Die Kommission erhielt folgende Informationen:

· Produkt Akutpflege

     ( Globalbudget 2002: 111.7 Millionen; Globalbudget 2003: 118.7 Millionen
Die Erhöhung (+ 7 Millionen) erklärt sich durch

· die Beteiligung an der Finanzierung der privaten innerkantonalen Hospitalisationen gemäss Bundesentscheid (+ 4 Millionen);

· die neue Aufteilung der Betriebsausgaben der Spitäler zwischen den Versicherern und der öffentlichen Hand gemäss Bundesentscheid und GNW-Dekret (+ 6 Millionen); 

· die Anpassung der Salärmasse (+1.5 Millionen);

· die Aufhebung der Subventionen für die teilstationären Behandlungen (Behandlungen, die weniger als 24 Stunden dauern) führt zu einer Reduktion der Ausgaben um 4.5 Millionen.

Der Departementsvorsteher hat die Kommission ausserdem darauf aufmerksam gemacht, dass der Bundesrat noch nicht über die Beschwerde der Krankenversicherer hinsichtlich der Spitalfinanzierung für die Jahre 2001 und 2002 (Konsequenzen des Transparenzmangels und Aufteilung der Ausbildungskosten) entschieden hat. Solange dieser Bundesentscheid noch aussteht, ist die Situation blockiert und das Gesundheitsnetz Wallis muss mit der Aushandlung der Pauschalen 2003 zuwarten.

· Produkt psychiatrische Pflege

      ( Globalbudget 2002: 20 Millionen; Globalbudget 2003: 25.4 Millionen
Die Erhöhung (+ 5.4 Millionen) erklärt sich durch eine starke Zunahme der Nachfrage in Sachen psychiatrische Pflege, die wiederum eine Erhöhung der Personalkosten zu Lasten des Kantons um 3 Millionen nach sich zieht. Die Anpassung der Löhne 2003 (+ 1.4 Millionen) sowie die Konsequenzen der mangelnden Kostentransparenz (1 Millionen) ergeben schliesslich die Erhöhung um 5.4 Millionen.

Das Budget 2002 wird überschritten und ein Nachtragskreditbegehren gestellt (siehe weiter unten). Das Budget 2003, das bereits der Entwicklung der Personalkosten Rechnung trägt, sollte hingegen eingehalten werden. Die Erhöhungen 2002 und 2003 spiegeln die aktuelle Situation wider und berücksichtigen nicht die gewünschte Ausweitung der psychiatrischen Pflege in unserem Kanton.

· Produkt Alters- und Pflegeheime für betagte Personen 

      ( Globalbudget 2002: 21.8 Millionen; Globalbudget 2003: 28.9 Millionen
Diese Erhöhung erklärt sich durch eine Zunahme der Zahl betagter Personen, die pflegebedürftig sind, und durch die immer schwereren Fälle, welche in den Pflegeheimen behandelt werden müssen.  Um diese Entwicklung bewältigen zu können hat der Kanton das "Konzept über die Betreuung von betagten Personen" ins Leben gerufen, das namentlich die Schaffung von 200 zusätzlichen Pflegeheimbetten bis ungefähr 2005 und die Erhöhung des Verhältnisses "Pflegeheimpersonal / Pflegeheimbewohner" auf 0.6 vorsieht.

Die Kommission weist darauf hin, dass sich 80% der betagten Personen nicht in Pflegeheimen befindet, was wiederum die Bedeutung der Prävention und der Pflege zu Hause unterstreicht.

Der Departementsvorsteher erklärt, dass man sich schliesslich über die Tarife 2002 der Pflegeheime einig werden konnte.  Während die AVALEMS (Walliser Vereinigung der Alters- und Pflegeheime) eine Erhöhung von rund 30% der Beteiligung der Krankenversicherer wünschte, schlugen diese lediglich rund 10% vor. Nach Rücksprache mit den betroffenen Parteien hat der Staatsrat die neuen Tarife festgelegt. Diese ziehen eine Erhöhung in der Grössenordnung von 20% nach sich. Die neuen Tarife wurden schliesslich von beiden Parteien, die auf dieser Grundlage Verhandlungen für die Tarife 2003 eröffnen können, akzeptiert.

Thomas Burgener informiert die Anwesenden zudem darüber, dass eine ausserparlamentarische Kommission damit betraut wurde, die Finanzierung der Pflegeheime unter die Lupe zu nehmen und Abänderungen vorzuschlagen.  Eine neue Bundesverordnung über die Berechnung der Kosten, deren Inkrafttreten noch nicht festgelegt ist, wird auch eine Abänderung der Beteiligung der Krankenversicherer an den Kosten der Pflegeheime nach sich ziehen.

· Produkt Rettungswesen

      ( Globalbudget 2002: 2.8 Millionen; Globalbudget 2003: 5.1 Millionen
Die Erhöhung erklärt sich durch die Notwendigkeit struktureller Anpassungen (namentlich Verstärkung der Ambulanzdienste und Anwendung der neuen Bestimmungen des Arbeitsgesetzes).

2.4. Politisches Ziel 4: Subventionierung der Krankenkassenprämien

Die vom Bund gewährten Subventionen werden vollumfänglich und gezielt an rund 35% der Bevölkerung aufgrund der vom Staatsrat festgelegten Kriterien ausgeschüttet. Die Beteiligung des Kantons hängt von der Höhe der Bundessubventionierung ab. 
3. Schwerpunkte 2003

Die Kommission weist darauf hin, dass die Fragen betreffend das "Gesundheitsnetz Wallis" nicht ausreichend aus den "Korrekturmassnahmen und Schwerpunkten 2003" des Controllingberichts hervorgehen. Sie ist der Ansicht, dass das Parlament umfassender über die Schaffung des GNW und die für 2003 erwarteten Ergebnisse informiert werden muss.

Gemäss den erhaltenden Informationen wird das GNW spätestens Ende Oktober Änderungen in der Aufteilung der Aufgaben und der Disziplinen vorschlagen. Der Staatsrat dürfte seine Entscheide, die ab 2003 angewendet werden müssen, im November 2002 fällen. Bei der Erarbeitung des Budgets 2003 wurden keinerlei positive finanzielle Auswirkungen dieser Massnahmen berücksichtigt.

4. Nachtragskredite 2002

Wie bereits im Politikkontrakt, der im Juni angenommen wurde, angekündigt, wird das Departement für Gesundheit, Sozialwesen und Energie bis Ende September beim Staatsrat eine Nachtragskreditbegehren stellen. Dieses dürfte in der Novembersession vor den Grossen Rat kommen.

Der Kommission wird das Nachtragskreditbegehren über 8'262'500 Franken folgendermassen erklärt:
· 5'000'000 Franken: Beteiligung an der Finanzierung der innerhalb des Kantons in der privaten Abteilung hospitalisierten Patienten für 2001 und 2002 gemäss Bundesgerichtsentscheid (der entsprechende Betrag für das Jahr 2003 wurde bereits im Budget 2003 vorgesehen);

· 3'262'500 Franken: Löhne und andere Betriebskosten für die psychiatrischen Institutionen des Mittel- und Unterwallis und subsidiär für das Walliser Zentrum für Pneumologie.

Der Kommission wurde erklärt, dass das Departement für Gesundheit, Sozialwesen und Energie in diesem Fall über keinen Handlungsspielraum verfüge.  Im Globalbudget sind keinerlei Ausgleichsmassnahmen zu finden.

Ein weiterer Nachtragskredit könnte im Jahre 2003 aufgrund des erwarteten Bundesratsentscheids in Sachen Aufteilung der Spitalkosten zwischen der öffentlichen Hand und den Krankenversicherern (Konsequenz des Transparenzmangels und Aufteilung der Ausbildungskosten) beantragt werden.

Gestützt auf die erhaltenen Informationen und unter Vorbehalt des Entscheids des Staatsrates und der Finanzkommission gibt die Kommission eine positive Vormeinung zum angekündigten Nachtragskredit ab.
5. Schlussfolgerungen

· Die Leistungsstruktur der Dienstelle für Gesundheitswesen mit den produkteweise budgetierten Kosten 2002 – 2003 verbessert die Kostentransparenz wesentlich. Die Kommission begrüsst diese Anstrengungen.

· Die Detailprüfung des Politikkontraktes der Dienststelle für Gesundheitswesen wurde verschoben, um eine eingehende Prüfung zu ermöglichen. Allfällige Abänderungsanträge werden anlässlich des Controllings der Rechnung 2002 vorgebracht.

· Unter Vorbehalt der Prüfung des Gesamtbudgets des Staates Wallis durch die Finanzkommission nimmt die Kommission den vom Staatsrat unterbreiteten Controllingbericht und die damit verbundenen Budgetanpassungen 2003 einstimmig an.
Chermignon / Visp, den 17. September 2002
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1. Einleitung

Die thematische Kommission für Erziehung, Bildung, Kultur und Sport traf sich am 16. September 2002 in Siders, um den Controlling-Bericht zum Budget 2003 der HEVs zu überprüfen.

Aufgrund von Zeitmangel und ungenügender Kenntnis des neuen Analyseverfahrens beschloss die Kommission, den Politikkontrakt der HEVs nicht im Detail zu prüfen, da dieser vom Grossen Rat in der Junisession bereits genehmigt wurde. Die Kommission kann jedoch mit Zufriedenheit feststellen, dass die im Rahmen der letzten Sessionen vorgeschlagenen Änderungen im Arbeitsdokument vorgenommen wurden.  

Im Anschluss an verschiedene Erklärungen von Staatsrat Claude Roch und die eingehende und transparente Präsentation der verschiedenen Bestandteile dieses Kontrakts durch Marc-André Berclaz beschliesst die Kommission, auf den Politikkontrakt der HEVs einzugehen.  

Wir haben uns in erster Linie mit der finanziellen Analyse der vergangenen Jahre beschäftigt, um eine Bilanz und eine Arbeitsbasis für die Zukunft zu erhalten. Zudem wurden Fragen bezüglich der verschiedenen Zielsetzungen der HEVs gestellt.

Die beiden nachfolgenden Kapitel sind wie folgt aufgebaut:

2. Politikkontrakt HEVs

2.1 Finanzielle Situation

2.2 Studentenzahlen

2.3 Struktur

2.4 Zusammenarbeit mit den anderen Studiengängen

2.5 Bundesbeteiligung

2.6 Organisation der HES–SO

3. Zielsetzungen

3.1 Kosten und Beherrschung

3.2 Studentenwerbung

3.3 Unterrichtsstruktur

3.4 Zusammenarbeit

3.5 Bundesbeteiligung

3.6 HES-SO

2. Politikkontrakt DEKS (Hochschule Wallis)

2.1 Finanzielle Situation

Allgemein gesehen hat sich die finanzielle Situation der HEVs in den letzten vier Jahren stark verbessert. Die Umsetzung eines einheitlichen analytischen Buchführungssystems für alle Schulen der Fachhochschule der Schweiz ermöglicht eine genaue Berechnung der Kosten pro Student für jeden Studiengang der HEVs.  

Im Vergleich zu den nationalen Durchschnittskosten waren die Kosten im Wallis vor vier Jahren viel höher, vor allem für die technischen Studiengänge am Standort Sitten. 

Als Beispiel wurden immer wieder die Durchschnittskosten für einen Studenten des Studiengangs Maschinenbau genannt, die damals mehr als CHF 89'000 ausmachten. 

Die Situation konnte vor allem aufgrund einer intensiven Studentenwerbung und somit auch einer entsprechenden Erhöhung der Studentenzahlen normalisiert werden.

Parallel dazu haben auch Einsparungen dank der Konzentration auf zwei Standorte, die Vereinfachung der Organisation, die neue Direktion der HEVs sowie die Erhöhung der Klassenbestände Wirkung gezeigt. 

Am Ende des laufenden Jahres könnten sich die besonderen örtlichen Bedingungen der HEVs als negativ herausstellen (Gesamtausbildungskosten der Studenten unter dem nationalen Durchschnitt!).  

Siehe Anhang 1 Übersicht über die Kostenentwicklung pro Student

Trotz der starken Zunahme der Studentenzahlen konnte die HEVs ihre Budgetentwicklung stabilisieren und zwar unter Berücksichtigung der vom Parlament beschlossenen Änderungen. 

Dabei handelt sich um:

· den Entscheid für den Beitritt zur HES-SO und die Bezahlung eines Mitentscheidungsrechts (gegenwärtig 1 Million Franken)

· die Verschiebung der Rubrik der Kosten in Zusammenhang mit Walliser Studenten, die in einem Kanton der HES-SO studieren, von der Buchhaltung der Dienststelle in jene der HEVs (ca. 2 Millionen Franken pro Jahr) 

· Verringerung der Beteiligung der Standortgemeinden an den Betriebskosten von 20 auf 10% (1,2 Millionen weniger Einnahmen)

· Sukzessive Lohnanpassungen (insgesamt 1 Million)

· Schaffung eines neuen FH-Studiengangs für Wirtschaftsinformatik (1,8 Millionen).
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Tabelle 1: Entwicklung der jährlichen Nettokosten (ausschliesslich der oben genannten exogenen Ursachen), Entwicklung der Studentenzahlen zwischen 1998 und 2001, ausgehend von 100 Studenten im Jahr 1998.

2.2 Studentenzahlen 

Die Zahl der Studenten der HEVs hat in den letzten vier Jahren stark zugenommen.
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In einem ersten Schritt werden die Anzahl Studenten der 6 FH-Studiengänge (= Studenten ohne Diplomanden und Praktikanten) mit den Klassenbeständen der anderen Schulen der HES-SO verglichen:

Tabelle 2: Entwicklung der Studentenzahlen an der HES-SO

Die Studentenzahlen der HES-SO haben in den letzten 4 Jahren global um 19% zugenommen (grösste Zunahme aller FH der Schweiz). An der HEVs stieg die Zahl um 35% (167 Studenten). 

Wenn man die Analyse auf alle Studenten der HEVs ausweitet (FH- und HF-Studiengänge) beträgt die Zunahme 45 %.  
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Tabelle 3: Entwicklung der globalen Studentenzahlen zwischen 1995 und 2002

Die obenstehende Tabelle zeigt die Entwicklung der Studentenzahlen der beiden Standorte der HEVs sowie ihrer Partnerschulen. Zu Beginn des Schuljahres 2003 werden am Standort Sitten 300 Studenten und am Standort Siders 700 Studenten (300 davon in den beiden Partnerschulen) in Ausbildung sein 

2.3 Struktur 

Die Hochschule Wallis  befindet sich an zwei Standorten. Dieses Jahr wird der Umzug von Visp nach Siders definitiv abgeschlossen, und im Januar 2003 kann sie ihr neues Gebäude in Siders beziehen. 

Die Bestimmungen der beiden Gesetze von 1999 (Ausführungsgesetz über die Fachhochschule Wallis vom 22. September 1999 und Gesetz zur Standortbestimmung und Beteiligung der Standortgemeinden für die kantonalen Schulen der tertiären Stufe vom 11. November 1999) sind in Kraft.  
Die HEVs besitzt eine Matrixstruktur. Die oberste Schulleitung  setzt sich zusammen aus dem Direktor und den vier stellvertretenden Direktoren, wobei die letzteren neben ihren

Führungsaufgaben auch noch zu 50% in der anwendungsorientierten Forschung, dem Unterricht und der operativen Koordination der beiden Standorte Sitten und Siders tätig sind.   

Die Studiengänge, Schulen und Kompetenzgruppen werden von Dozenten geleitet, die hierfür eine Entlastung von 30% einer Vollzeitstelle erhalten. 

Der Direktor der HEVs ist Mitglied des Leitungsausschusses der HES-SO, die der HEVs jährlich einen Betrag zurückvergütet, der in etwa 30% einer Vollzeitstelle entspricht. 
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2.4 Zusammenarbeit mit den anderen Studiengängen

Die Hochschule Wallis war die erste Schule auf FH-Niveau des Kantons Wallis. Inzwischen sind die pädagogische Hochschule und die Fachhochschule für Gesundheit und soziale Arbeit dazugekommen. 

Diese drei Schulen gehören zur Dienststelle für tertiäre Bildung und sind gegenwärtig voneinander unabhängig. Die HEVs unterstützt die pädagogische Hochschule im Informatikbereich. Die Fachhochschule für Gesundheit und soziale Arbeit kann auf den Gebieten der Finanz- und Studentenverwaltung sowie bei den Kontakten mit der Buchhaltung am Sitz in Delsberg auf die Hilfe der HEVs zählen. Diese beiden Schulen bereiten sich auf eine Fusion in den nächsten Jahren vor.

Auf internationaler Ebene unterhält die HEVs Beziehungen zu 40 Schulen und Universitäten auf der ganzen Welt (Studenten- und Dozentenaustausch).

2.5 Bundesbeteiligung

Der Bund beteiligt sich über das BBT (Bundesamt für Bildung und Technologie) an der Finanzierung der FH-Studiengänge. Jeder Studiengang erhält 30% der nationalen Durchschnittskosten pro immatrikuliertem Student. Die Anzahl Studenten beruht auf einem Durchschnitt der Werte an 3 Schlüsseldaten (Beginn des laufenden Schuljahres, 15. Mai des laufenden Schuljahres und Beginn des vorangehenden Schuljahres). 

Der Bundeszuschuss der HES-SO wird direkt an Delsberg überwiesen und dann an die HEVs verteilt nach Abzug von 5% sowie der Schulgebühren, welche direkt von den Schulen eingezogen werden (wird zur Aufstellung einer strategischen Reserve und der Finanzierung von gemeinsamen Projekten zurückbehalten). 

Parallel dazu finanziert der Bund auch Forschungsassistenten pro rata zur Anzahl Studenten  (ca. 2.5 Stellen für die HEVs). 

2.6 Organisation der HES-SO

Der Betrieb der HES-SO beruht auf einem interkantonalen Konkordat (1999-2003). Normalerweise wird dieses bis 2005 verlängert werden, um auch den Bereich Gesundheit und soziale Arbeit zu integrieren. 

Für die Leitung der HES-SO ist der strategische Ausschuss verantwortlich, dem die Vorsteher der entsprechenden Departements in den sechs Kantonen angehören. 

Ein Leitungsausschuss (11 Mitglieder) bereitet alle Dossiers vor und koordiniert die Aktivitäten der Schulen. Er ist in thematische Kommissionen aufgeteilt, die wie in den Gemeinden die Dossiers vorbereiten und zur Genehmigung unterbreiten. 

Das Zentralsekretariat in Delsberg stellt alle gemeinsamen Dienstleistungen sicher: Finanzwesen, Kontakte zum BBT, Informatik, Kommunikation, Statistiken und Sekretariat aller Kommission des Leitungsausschusses. Ein Präsident koordiniert die Aktivitäten des Leitungsausschusses der HES-SO und der HES-S2 (Gesundheit-soziale Arbeit).
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Tabelle 5: Organigramm der HES-SO

3 Zielsetzungen

3.1 Kosten und Beherrschung

Ausgehend von den Kosten pro Student und einer rigorosen Verwaltung mittels der Leistungsindikatoren gemäss den in den Dienstleistungsverträgen der HEVs definierten Zielsetzungen sollte es in den nächsten Jahren möglich sein, eine ausgeglichene und den nationalen Normen entsprechende finanzielle Situation sicherzustellen.   

Die Studentenzahlen sollten in den nächsten Jahren noch steigen, da im Jahr 2004 die ersten Absolventen der Lehrwerkstätten ihre Ausbildung abschliessen werden und der Bereich Biotechnologie am Standort Sitten an Bedeutung gewinnen wird.

Die HEVs kann am Standort Sitten bis zu 340 und am Standort Siders über 1000 Studenten ausbilden. 

Gewisse Entwicklungen sind jedoch noch unbekannt: Zuschüsse des Bundes, Alterung einiger grosser technischer Installationen am Standort Sitten und die Bevölkerungszahl im Wallis. Ebenfalls noch ungewiss sind die zukünftige Organisation der HES-SO und die Rolle, welche die HEVs in dieser Struktur spielen wird.

3.2 Studentenwerbung

Die HEVs ist in zweifacher Hinsicht benachteiligt: Einerseits ist ihr Einzugsgebiet nicht sehr gross und andererseits ist sie geographisch ziemlich weit von Delsberg entfernt. Die weitere Studentenentwicklung wird davon abhängen, ob neben Wallisern auch Bewohner anderer Kantone und junge Ausländer für die Ausbildung gewonnen werden können.  

Die Zweisprachigkeit erschwert das Studium an unserer Schule für Ausländer. Das Potential der angrenzenden Länder muss daher evaluiert und entsprechende sektorielle Anpassungen müssen realisiert werden, um die HEVs auch für Ausländer interessant zu machen.  

Die Schaffung eines Übergangsjahres für die Absolventen der Tourismusfachschule und der Höheren Fachschule für Wirtschaftsinformatik sollte zu einer Zunahme der Kandidaten für die berufsbegleitenden Ausbildung in Betriebsökonomie führen.  

Die HEVs muss auch weiterhin aktive und aggressive Werbung betreiben, um sich im Wallis durchzusetzen und in Zusammenarbeit mit der Berufsbildung Studenten zu finden (Zunahme der Anzahl Absolventen der Berufsmaturität). Die HEVs möchte zudem die Attraktivität von technischen Berufen für Frauen vergrössern, da diese in diesen Studiengängen noch viel zu wenig vertreten sind. 

3.3 Unterrichtsstruktur

Im Rahmen der vom BBT im Jahr 2001 organisierten Peer-Reviews haben internationale Experten 5 der 6 Studiengänge der HEVs sowohl bezüglich ihrer pädagogischen Qualität als auch des wissenschaftlichen Niveaus der Forschungsprojekte umgehend akkreditiert. Dank dieses Qualitätsausweises und der ISO-Zertifizierung 9001:2000 aller Dienstleistungen kann die HEVs zuversichtlich in die Zukunft blicken.  

Mehrere grosse pädagogische Projekte werden in nächster Zeit in Angriff genommen:

· Vollständige Reorganisation des Unterrichts, der in Zukunft auf Modulen beruhen wird, und grössere Autonomie der Studenten

· Zusammenlegung der Studiengänge und gleichzeitige Schaffung neuer, an die technologische Entwicklung angepasster Fachrichtungen.

· Aufbau der Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Standorten der HES-SO, um die Mobilität der Studenten und Dozenten zu fördern.

Nach Abschluss dieser Projekte wird sich die HEVs wie folgt präsentieren:
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Tabelle 6: Zukünftige Organisation der HEVs auf Unterrichtsebene

3.4 Zusammenarbeit

Die HES-SO und die HES-S2 werden fusionieren, um eine einzige Schule zu bilden. Dasselbe gilt auch für das Wallis. Dieser Vorgang darf jedoch nicht zu „schnell“ vor sich gehen, damit der Bereich Gesundheit-Soziale Arbeit Zeit hat, sich an die neuen Bedingungen anzupassen und vor allem sich eine gewisse Erfahrung anzueignen, welche die HES-SO nach fünf Jahren bereits besitzt.

Die neuen Bereiche Kunst und Gestaltung müssen zuerst evaluiert werden. Es kann sein, dass auch diese mit der Zeit zu dieser einheitlichen Struktur stossen werden. 

Der Fall der Fernfachhochschule Brig ist noch hängig. Sie muss mit der HES-SO zusammenarbeiten oder in eine Struktur der direkten privaten Zusammenarbeit mit dem BBT integriert werden. Diese Art der Zusammenarbeit kann den nicht subventionierten Privatschulen vorgeschlagen werden.  

3.5 Bundesbeteiligung

Der Bund bereitet gegenwärtig das nächste Vierjahresbudget für die höhere Berufsbildung und die Forschung vor. Zahlreiche Aspekte sind unbekannt und besorgniserregend, z.B. die Finanzierung des Bereichs Gesundheit ist nicht sichergestellt, die Finanzierung der anwendungsorientierten Forschung, der Innovation und der Aufwertung der FH ist ungenügend und die Finanzierung der Master der FH ist ungewiss.

Gegenwärtig ist der Bund nicht in der Lage, die Master zu finanzieren, welche das Ausbildungsangebot der FH (Bachelor) vervollständigen sollten, damit diese ihre Aufgaben auf Universitätsniveau sicherstellen können.

3.6 HES-SO

In den nächsten Jahren muss die HES-SO, unabhängig von ihrer Fusion mit der HES-S2, über ein neues Konkordat verfügen, das vor allem die Autonomie der Schulen auf Universitätsniveau berücksichtigt. Ab 2003 muss sie zudem ihre Organisation und ihr Führungsmodell erneuern, die Zahl der Studiengänge verringern sowie die im Rahmen der Peer-Reviews in gewissen Schulen aufgedeckten Fehler und Mängel korrigieren. 

Schlussendlich könnte die HES-SO in Unterrichtsgebiete aufgeteilt werden:
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Tabelle 7: Unterrichtsgebiete und Studentenzahlen.

Das Wallis muss in dieser Organisation seinen Platz finden und dabei auf die Qualität setzen. Die HEVs sollte in 3 der 5 bisher vorgesehenen Gebiete tätig sein und 12.5% der Studenten der HES-SO ausbilden.

Schlussfolgerung

Die verschiedenen Tabellen sowie wichtige Informationen zur jetzigen Lage und zu den Zielsetzungen ermöglichen ein besseres Verständnis des Basisdokuments und eine gute Transparenz. 

Die detaillierte Überprüfung wird im Rahmen des Controllings 2002 vorgenommen werden unter Berücksichtigung der in diesem Bericht genannten Zahlen. 

Die Kommission genehmigt den Controlling-Bericht des Staatsrats sowie die Budgetzusätze, unter Vorbehalt der Beurteilung der Finanzkommission des Gesamtbudgets des Staats Wallis. 



Der Präsident der Kommission


          Vincent Bonvin
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	66
	70
	68,75

	Betriebsökonomie VZ
	1
	118
	110
	117
	113,75
	117
	113
	125
	117,00

	Betriebsökonomie BB
	2
	75
	69
	77
	72,50
	77
	74
	78
	75,75

	Wirtschaftsinformatik
	1
	144
	139
	161
	145,75
	162
	156
	160
	158,50

	TOTAL
	 
	599
	560
	643
	590,50
	642
	610
	643
	626,25

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	HF-Studiengänge
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Wirtschaftsinformatik
	1
	 
	 
	164
	164,00
	 
	 
	165
	165,00

	Tourismus
	1
	 
	 
	174
	174,00
	 
	 
	175
	175,00

	TOTAL
	 
	599
	560
	981
	928,50
	642
	610
	983
	966,25


	KOSTEN/STUDENT  (gemäss Kostenrechnung)
	KOSTEN/STUDENT               (nationaler Durchschnitt)
	
	Besondere örtliche Bedingungen

	1999
	2000
	2001
	2000
	2001
	
	2000            Rechnung
	2001            Rechnung 

	Kosten/ Student gemäss Kostenrech-nung
	Kosten/ Student gemäss Kostenrech-nung
	Kosten/ Student gemäss Kostenrech-nung
	gemäss BBT
	gemäss BBT
	
	Berechnung:  Durchschn. CH ./. Kosten/Stud.     x mittlere Anz. Stud.
	Berechnung:  Durchschn. CH ./. Kosten/Stud.     x mittlere Anz. Stud.

	
	mit Holding
	mit Holding
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	50 105
	54 075
	46 363
	44 918
	46 970
	
	-1 008 024 
	
	68 421 

	88 999
	80 391
	66 254
	50 280
	54 848
	
	-1 144 213 
	
	-459 102 

	75 002
	65 708
	52 233
	51 376
	57 843
	
	-548 196 
	
	246 841 

	35 734
	38 681
	41 743
	51 376
	57 843
	
	806 137 
	
	990 152 

	21 380
	20 998
	21 585
	20 800
	22 064
	
	10 282 
	
	54 457 

	11 946
	13 923
	13 952
	12 850
	13 115
	
	-58 249 
	
	-60 660 

	20 355
	24 288
	24 239
	23 548
	23 057
	
	-353 401 
	
	-172 255 

	35 572
	35 801
	32 472
	
	
	
	-2 295 664 
	
	667 854 

	
	
	
	
	
	
	Malus
	
	Bonus

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	Gemäss den entsprechenden

	
	
	
	
	
	
	nationalen Durchschnittskosten.

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	16 411
	15 385
	
	
	
	
	
	

	
	18 288
	18 641
	
	
	
	
	
	

	
	17 434
	17 061
	
	
	
	
	
	


Vorbericht der parlamentarischen Kommission für öffentliche Sicherheit zuhanden der Finanz- und der Geschäftsprüfungskommission

Politikkontrakt der Dienststelle für zivile Sicherheit und Militär

Controllingbericht des Budgets 2003
1. Einleitung

Aufgrund der Darlegungen von Staatsrat Jean-René Fournier nimmt die Kommission zur Kenntnis, dass die Anpassungen relativ umfangreich sind, denn die Änderung beläuft sich auf Fr. 815'000.-. Das Projekt Armee XXI hat auf mehrere Jahre hinaus bedeutende Auswirkungen auf die kantonale Organisation.

Eine gesamtschweizerische Reform, Feuerwehr 2000 plus, bringt grundlegende Veränderungen im Bereich der Arbeitsweise und Organisation der Feuerwehrkorps mit sich. Ziel des Projekts Feuerwehr 2000 plus ist es, die Bestände zu reduzieren, wobei in jeder Gemeinde eine Ersteinsatzgruppe erhalten werden soll. Zudem sollen die schweren Einsatzmittel zentralisiert werden. Die in diesem Konzept geforderte Mobilität erfordert einen umfangreichen Fahrzeugpark. Es muss in diesem Zusammenhang ein besonderes Augenmerk auf die Ausbildung der Kader und der Feuerwehrleute gelegt werden.

2. Prüfung des Controllingberichts

Politisches Ziel 1:

Die hauptsächlichen Änderungen auf Ebene der laufenden Rechnung sehen folgendermassen aus:

· Interner Transfer von Fr. 688'000.- aus der Investitionsrechnung in die laufende Rechnung um die Ausbildung der Feuerwehrkorps zu verstärken. 
· Budgetreduktion von Fr. 55'800.- der laufenden Rechnung des ZS-Amtes (Verschiebung von Materialanschaffungen).
· Verschiebung der Erstellung des Handbuches "Vorsorge im Katastrophenfall" auf 2004 aufgrund der Budgetreduktion von Fr. 50'000.-.
Auf Ebene des Investitionsbudgets

· Der oben erwähnte, interne Transfer von Fr. 688'000.- in die laufende Rechnung wurde durch folgende Umstände ermöglicht:
· der Rückgang der Subventionsgesuche für Feuerwehrlokale der Stützpunktfeuerwehren A und B, da diese mehrheitlich erstellt sind.

· die Abnahme der Materialanschaffungen für die FW-Korps wegen deren Ausrüstung mit Ersteinsatzfahrzeugen.

Aus dieser Strategie geht der klare Wille hervor, die Ausrüstung mit Ersteinsatzfahrzeugen und die Ausbildung der Männer gleichzeitig voranzutreiben. 
Auch der Zivilschutz wird tiefgreifenden Reformen unterzogen und so wird der Bestand im Rahmen des neuen Konzepts von 14'000 auf 4'000 Mann verringert. Es wurden drei regionale Detachements gebildet (Oberwallis, Mittelwallis und Unterwallis), die jeweils aus rund 150 Personen bestehen und neben den zivilschutzpflichtigen Personen aus Sanitätern, Geologen und für die psychische Betreuung verantwortlichen Ärzten zusammengesetzt sind.
Da die Betriebskosten des ZS nicht mehr vom Bund getragen werden, müssen 600'000.- bis 700'000.- zwischen Kanton und Gemeinden aufgeteilt werden. Während die öffentlichen Schutzräume zu Lasten der Gemeinden fallen, werden die Schutzanlagen vom Bund finanziert. In Sachen Schutzräume wird im Wallis ein verstärkte interkommunale Zusammenarbeit (Teilung der Schutzräume zwischen Nachbargemeinden) angestrebt. Der Kanton verfügt in der Tat über zu viele Schutzräume, die allerdings ungleich verteilt sind.
Politisches Ziel 2: 
Armee XXI droht die Organisation der DZSM in ihrem militärischen Teil tiefgreifend zu erschüttern. Es müssen Ersatzlösungen gefunden werden, um die Arbeitsplatzverluste möglichtst gering zu halten. 

Die hauptsächliche Änderung bei diesem politischen Ziel sieht folgendermassen aus:

Eine Herabsetzung der Lohnsumme um Fr. 523'000.-. So wurden denn auch mehre Posten nicht wieder besetzt. Es würde wenig Sinn machen, Leute zu ernennen, ohne unsere künftigen Bedürfnisse zu kennen. Die Lohnsumme ist also zurückgegangen, aber die Posten bleiben im Organigramm.

3. Fragen und Bemerkungen der Kommission

· Wie sieht es mit den Einsätzen bei als besonders heikel eingestuften Objekten wie Lonza – Ciba – Novartis sowie dem Tunnel des Grossen St. Bernhard aus?

· Für jeden "Spezialstandort" sind Einsatzpläne vorhanden, die regelmässig aktualisiert werden.

· Für den Grossen St. Bernhard wurde in der Folge des Unfalls im Mont-Blanc-Strassentunnel ein Berufskorps (Schweiz und Italien) geschaffen. Dieses Korps verfügt über Spezialfahrzeuge mit Doppelkabine. Der FW-Korps Orsières und die SPFW Martinach, Sitten, Siders und Brig können ebenfalls aufgeboten werden. Zudem wird ein paralleler Rettungs- und Sicherheitsstollen gebohrt. Er wird vollumfänglich (70-80 Mio.) durch den "Besitzer" der Ölleitung, die momentan 70 cm unter der Fahrbahn verläuft, finanziert.
· Existiert ein Informationskonzept über das Verhalten im Falle eines Tunnelbrands?

· Diese Aufgabe wird eher von der Dienststelle für Strassen- und Flussbau (DSFB) mittels Aufstellen von Signaltafeln übernommen. Zudem können die "schlechten Verhaltensweisen" im Falle eines schweren Unfalls auch mit noch so viel Information an die Verkehrsteilnehmer nicht verhindert werden.
· In früheren Berichten war von Gebäuden, die als Unterkunft für Ferienkolonien dienen und nicht den Feuerschutznormen entsprechen, die Rede. Hat sich die Situation verbessert?
· Die Schliessungsverfügungen wurden verschickt. Die Probleme dürften also demnächst behoben sein.
· Im Rahmen der kantonalen Kommission Feuerwehr 2000 plus wurden Belastungspunkte definiert, um die in jeder Gemeinde nötigen Bestände festzulegen. Wie kommt es, dass den Touristen nicht der gleiche Gefährlichkeitsgrad wie den Einheimischen beigemessen wird?
· Man muss sich immer vor Augen halten, dass die Dimensionierung der FW-Korps eher aufgrund der einheimischen Bevölkerung als aufgrund der maximalen Belegung gewisser Tourismusorte während der Hochsaison festgelegt werden musste. 
· Andererseits verfügen die meisten grossen Tourismusorte nicht lediglich über ein "einfaches" FW-Korps, sondern vielmehr über eine Stützpunktfeuerwehr (SPFW), die in personeller und materieller Hinsicht besser ausgerüstet ist.

· Schliesslich kann der Chef eines FW-Korps eine Neuklassierung seiner Gemeinde verlangen, wenn er der Meinung ist, das Risiko sei unterbewertet.

· Sie haben beschlossen, Fr. 688'000.- aus der Investitionsrechnung in die laufende Rechnung zu transferieren: Wie sieht es mit den Investitionen aus, die Sie versprochen haben? Kann dies nicht zu einem Übertrag der Lasten vom Kanton auf die Gemeinden führen?
· Es ist eine Investitionsplanung vorhanden. Diese wird einfach um ein Jahr verschoben, damit wir 2003 besonderes Gewicht auf die Ausbildung der FW-Korps legen können.
· Was das übliche Material anbelangt (Motorpumpe, Schläuche, usw...), so haben wir die Rechnungen stets bezahlt.

· Hat der Zivilschutz angesichts der vorhandenen Truppe auf Bundesebene noch seine Daseinsberechtigung?

· Ja, denn die rasche Einsatzbereitschaft ist ein grundlegender Faktor. Die "Bundestruppen" können allerdings erst innerhalb von 24 bis 48 Stunden eingesetzt werden.
· Die Unwetter vom Februar 1999 und Oktober 2000 haben Mängel auf Ebene der Kommunikationssysteme aufgedeckt. Wurden Schritte unternommen?
· Das Projekt Polycom wurde angesichts seines Preises (40 Mio.) momentan auf Eis gelegt; es ist allerdings momentan das einzige Kommunikationssystem, das den hohen Anforderungen des Krisenmanagements gerecht wird. Wir haben mittlerweile zwei Satellitentelefone angeschafft, um diesen Mangel an Mitteln zu überbrücken. Die Kantone Tessin und Neuenburg verfügen bereits über das System und der Kanton Waadt ist dabei, es anzuschaffen. 
· Hinsichtlich des Teilziels 2 des politischen Ziels 2: Erreichen einer maximalen Militärpräsenz in unserem Kanton (Belegung der Kasernen, Schiessplätze, usw.). Ist dieses Teilziel noch aktuell? Ist es wirklich das, was wir von unseren Behörden erwarten? (die Frage wird an die Kommissionsmitglieder gestellt)
· Die Abgeordneten sind einhellig der Ansicht, dass der Begriff "maximal" nicht angemessen ist. Der Begriff "optimal" wäre in diesen Zusammenhang besser. 
Abschliessend bedauert die Kommission, dass sie nicht mehr Zeit für die Erarbeitung ihres Berichts hatte und hinsichtlich der Höhe der Budgetkürzung vor vollendete Tatsachen gestellt wurde.

Der Präsident der Kommission:     

Serge Solliard
Savièse, den 30. September 2002

Bericht der parlamentarischen Kommission für Bau und Verkehr

Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau: Controllingbericht des Budgets 2003

Einleitung

Der Politikkontrakt der Dienststelle für Strassen- und Flussbau wurde in der Junisession 2002 angenommen. Der Staatsrat schlägt anlässlich des Controllings des Budgets 2003 einige Anpassungen vor:

· Formelle Anpassungen betreffend Formulierung von gewissen Qualitäts- und Leistungskriterien;

· Verkleinerung des Globalbudgets 2002-2003 um 1'441'000 Franken, grösstenteils bedingt durch den Rückgang der Investitionseinnahmen.

Da die Materie für die Kommission neu ist, wurde beschlossen, den Politikkontrakt nach der Novembersession im Detail zu prüfen. Es folgen nun die Überlegungen, die der Kommission anlässlich des Controllings der politischen Ziele der Dienststelle für Strassen- und Flussbau am 17. September 2002 dargelegt wurden.
Das Departement und die Dienststelle haben alle verlangten ergänzenden Informationen geliefert. Trotzdem hätte die Kommission eine ausführlichere Erklärung der „Schwerpunkte 2003“ und der „Kommentare“ im Controllingbereicht begrüsst. Aus diesem Bericht muss auf der Grundlage der im Politikkontrakt auf mehrere Jahre ausgerichteten Ziele genau hervorgehen, was im kommenden Budgetjahr erreicht werden will. 

Prüfung der politischen Ziele

Politisches Ziel 1 „Bau, Nutzung, Erhaltung und Anpassung der Autobahn A9 + Simplon“

Politische Teilziele, politische Qualitäts- und Leistungskriterien, politische Prioritäten

· Der Staatsrat hält am Ziel fest, die Autobahn bis 2009 fertig zu bauen. Die Erreichung dieses Ziels hängt jedoch von den finanziellen Beiträgen ab, die der Kanton Wallis vom Bund erhält sowie vom Vorankommen der Verfahren: 

· Drei von insgesamt fünf Teilstücken der Autobahn im Oberwallis wurden bereits vom Bund homologiert. Die Verzögerung der Homologierung der verbleibenden Teilstücke sollte keinen Einfluss auf die Realisierung der Autobahn als Ganzes haben. Sollten die Verfahren nicht vorwärts kommen, werden die Arbeiten auf jenen Teilstücken aufgenommen, die als kurzfristig nicht prioritär eingestuft, jedoch homologiert sind.
· Die Kommission unterstützt den Staatsrat in seinem Bestreben, beim Bund zu intervenieren, damit die angekündigten Beitragskürzungen beim Bau von National- und Hauptstrassen nicht die Realisierung der Rhone-Autobahn tangieren.

· Die Kommission verlangt, dass die Controllingberichte eine Zusammenfassung des Standes der Arbeiten für jedes Teilstück beinhalten, wie dies bis anhin auch der Fall war. 
Anpassung des Globalbudgets

· Die Anpassung des Globalbudgets des politischen Ziels (+926'830.-) erklärt sich wie folgt:

· Erhöhung  des Nettobetriebsaufwands um 641'830.-

· 230'000.- (netto): Verrechnung im Rahmen des Budgets 2003 der vom Staatsrat im Jahre 2001 beschlossenen Posten und Lohnanpassungen des Leistungs- und Finanzierungsprogramms 12 Bewirtschaftung der A9 + Simplon
· 240'000.- (netto): Lohnanpassungen, Subventionsausfälle im Zusammenhang mit dem Transfer von Leistungen im Nationalstrassenbereich auf das Projekt der Rhonekorrektion (Erhöhung des Nettoaufwands für den Kanton aufgrund der Differenz des Subventionsansatzes des Bundes [96%+27% für die Nationalstrassen gegenüber 70% für das Projekt der Rhonekorrektion]).
· 170'000.- (netto): Proportionale Aufteilung der Unkosten der Dienststelle in Bezug auf das politische Ziel 1 „Nationalstrassen“.
· Erhöhung der Bruttoinvestitionsausgaben um 285'000.- im Zusammenhang mit Unterhaltsmaterial.

· Der Departementsvorsteher präzisierte gegenüber der Kommission, dass sich die Erhöhung des Betriebsaufwands des politischen Ziels 1 grösstenteils aus Verbuchungsanpassungen von gewissen Verwaltungskosten und aus Lohnanpassungen, die für alle Dienststellen des Staates gelten, ergibt. Diese Erhöhungen kommen nicht durch zusätzliche Arbeitsstellen zustande, die im Verlaufe des Jahres 2002 beschlossen wurden.
Bemerkungen zum politischen Ziel 1

· Studien des Bundesamts für Strassen haben ergeben, dass die Betriebskosten der Sektionen der Walliser Nationalstrassen unter dem schweizerischen Durchschnitt lagen. Das Gleiche gilt für Studienkosten (interne Studien und externe Mandate). Diese Untersuchungen fanden im Rahmen der eventuellen, mittelfristigen Einführung der Pauschalsubventionierung durch den Bund statt (im Gegensatz zur ausgabenabhängigen Subventionierung, wie es im Moment der Fall ist). 
· Zur Erinnerung: der Übertrag des Restbetrags von 716'970 Franken aus dem Jahr 2001 auf das Jahr 2002 (siehe allgemeine Bemerkungen) erklärt sich durch den „Gewinn“ im Jahr 2001 aus den Betriebskosten (Unterschied zwischen den vom Bund gewährten Beträgen für die Betriebskosten der Sektionen der Nationalstrassen und den effektiven Kosten). Diese überschüssigen Gelder wurden – wie es ein Ziel im Politikkontrakt 1998-2001 ausdrücklich verlangt – für die Realisation von umweltrelevanten Massnahmen auf dem Teilstück St-Maurice – Sitten eingesetzt, welches nach weniger strengen Normen gebaut wurde. Da die für 2001 geplanten Arbeiten nicht vollständig abgeschlossen werden konnten, beschloss der Grosse Rat in der Junisession, die Summe von 716'970 Fr. auf das Jahr 2002 zu übertragen.
· Die Piloteinheiten können im Rahmen ihres Globalbudgets Hilfskräfte einstellen (16.2 auf 446.4 Stellen bei der Dienststelle für Strassen- und Flussbau). Diese Stellen für Hilfskräfte betreffen fast ausschliesslich die Sektionen der Nationalstrassen (politisches Ziel 1). Sie werden zu 123% vom Bund finanziert. Es wird ausserdem festgehalten, dass 5 „Organigramm“-Posten bei den Nationalstrassen momentan vakant sind.
Politisches Ziel 2: „Ergänzung, Verbesserung, Sicherung und Unterhalt des kantonalen Strassennetzes...“
Politische Teilziele, politische Qualitäts- und Leistungskriterien, politische Prioritäten

· Die Kommission hätte gerne Informationen über die wichtigsten für 2003 geplanten Arbeiten gehabt, besonders was die Schweizerischen Hauptstrassen angeht. Diese hätten unter „Schwerpunkte 2003“ des Controllingberichts, der dem Grossen Rat unterbreitet wurde, erwähnt werden können.
· Die Kommission hat davon Kenntnis genommen, dass der Bund eventuell seine Beiträge für die Schweizerischen Hauptstrassen kürzen könnte. Dies hätte eine Neubeurteilung der Arbeiten, welche in der Planungsphase oder bereits in Gang sind, zur Folge.
Anpassungen des Globalbudgets

· Das Globalbudget des politischen Ziels 2 wird um 1'433'450 Franken gegenüber der ursprünglichen Planung verringert, besonders aufgrund der Verringerung des Betriebsaufwands und der Investitionsausgaben.

· Der Departementsvorsteher informiert, dass die Gesellschaft des Strassentunnels des Grossen St. Bernhard im Zusammenhang mit der Finanzierung des neuen Sicherheitsstollens vorübergehend beschlossen hat, keine Dividenden mehr auszuschütten (was für den Staat Wallis ca. 100'000.- pro Jahr ausmacht).

· Die Kommission weist auf den Mangel an Mitteln zum Unterhalt der Strassen hin, besonders in den Seitentälern. Nicht zu vergessen sind die noch zu treffenden Lärmschutzmassnahmen in der Höhe von rund 100 Millionen Franken:
· Das Qualitätsniveau der Fahrbahn, welches mit dem Programm STRADA ermittelt wurde, beträgt 1.9 auf einer Skala mit Höchstwert 5. Laut Kontrakt, wäre ein Wert von 3 wünschenswert;

· Laut Informationen des Departements ist Besserung in Sicht, da ein Teil der zusätzlichen Mittel (+ 20 Millionen), die der Kanton ab 2005 vom Bund erhalten wird (Schwerverkehrsabgabe), für den Strassenunterhalt eingesetzt werden muss;
· Die Realisierung der für eine Verringerung der Lärmbelästigung nötigen Massnahmen (deren Evaluation momentan im Gange ist) wird Jahre benötigen; zudem muss eine Finanzierung für die Ausführung dieser Arbeiten gefunden werden. Einige Massnahmen werden im Rahmen des laufenden Unterhalts bereits getroffen (z.B. bei der Instandsetzung des Strassenbelags...).
Politisches Ziel 3 „die Rhone ausbauen...“
Politische Teilziele, politische Qualitäts- und Leistungskriterien, politische Prioritäten

· Die „neue kantonale Unterhaltsweisung der Rhone“, die bei den Schwerpunkten 2003 erwähnt wird, erlaubt es, die Bedürfnisse in Sachen Unterhalt der Rhone besser zu definieren. Sie gibt einerseits Aufschluss über die Arbeiten, die nötig sind, um Überschwemmungsrisiken entgegenzuwirken und berücksichtigt andererseits auch die umweltrelevanten Massnahmen zum Schutze der Ufer der Rhone.
Anpassungen des Globalbudgets

· Das Globalbudget des politischen Ziels 3 beträgt 759'990 Fr. weniger als ursprünglich geplant. Diese Differenz ist besonders auf die neue Verbuchung der Einnahmen (1.1 Millionen Franken) aus der Kiesgewinnung aus der Rhone unter diesem Ziel zurückzuführen. 
Bemerkungen zum politischen Ziel 3

· Auch wenn das Projekt Hydro-Rhône nicht mehr aktuell ist, wird bei den Studien zur 3. Rhonekorrektion darauf geachtet, dass einer späteren Realisierung von Wasserkraft-Projekten nichts im Wege steht.

Politisches Ziel 4 „ Den Schutz (...) gegen das Hochwasser gewährleisten, in Zusammenarbeit mit den Gemeinden“
Anpassungen des Globalbudgets

· Das Globalbudget des politischen Ziels 4 beträgt 174'390 Fr. weniger als in der ursprünglichen Planung, die im Juni 2002 angenommen wurde.

Bemerkungen zum politischen Ziel 4

· Der Kanton prüft die Möglichkeit einer ausserordentlichen Subventionierung durch den Bund der Konzepte zum ganzheitlichen Schutz der Seitenflüsse, so wie es im Kanton Uri bereits geschehen ist.

· Das neue kantonale Gesetz über die Wasserläufe, welches sich momentan in der Vernehmlassung befindet, muss eine neue gesetzliche Grundlage für einen Bereich schaffen, der momentan durch analoge Anwendung des Strassengesetzes geregelt wird. Laut unserem Informationsstand wird diese neue Gesetzesgrundlage keine Aufgaben vom Kanton auf die Gemeinden übertragen.
Schlussfolgerungen

· Die Kommission nimmt den Controllingbericht des Politikkontrakts der Dienststelle für Strassen- und Flussbau und die vom Staatsrat vorgeschlagene Kürzung des Globalbudgets um 1'441'000 Franken an. Diese Kürzung setzt sich wie folgt zusammen:
· Erhöhung des Globalbudgets des politischen Ziels 1 um 926'830 Franken

· Kürzung des Globalbudgets des politischen Ziels 2 um 1'433'450 Franken

· Kürzung des Globalbudgets des politischen Ziels 3 um 759'990 Franken

· Kürzung des Globalbudgets des politischen Ziels 4 um 174'390 Franken

· Die Anpassung des Globalbudgets wird angenommen unter Vorbehalt der allgemeinen Beurteilung des Gesamtbudgets des Staates durch die Finanzkommission.

· Die Kommission wünscht, dass die Leistungsstruktur durch die Nettobeträge pro politischem Ziel (rot) und pro Leistungs- und Finanzierungsprogramm (blau) ergänzt wird. Auch wenn diese Punkte in den Kompetenzbereich des Staatsrates fallen, ist die Kommission der Ansicht, dass deren Miteinbezug zu einer besseren Transparenz des Politikkontraktes beiträgt.
· Die Kommission wird den Politikkontrakt nach der Novembersession eingehend prüfen und gegebenenfalls ihre Vorschläge anlässlich des Controllings der Rechnung 2002 vorbringen.

[image: image12.wmf] 

Ursprüngliches Globalbudget 

 

(mars 2001)

 

14'785'802

 

18'233'775

 

21'631'555

 

25'037'368

 

79'688'500

 

3.2

 

Korrektur gemäss Rechnung 2001

 

3.2.11

 

Rechnung 2001 gemäss Hau

shaltsrahmen

 

für die Umsetzung des Politikkontrakts

 

21'785'495

 

21'785'495

 

3.2.2

 

Restbetrag/Überschuss 2001

 

3'251'873

 

3'251'873

 

Globalrechnung Politikkontrakt 1998

-

2001

 

14'785'802

 

18'233'775

 

21'631'555

 

21'785'495

 

76'436'627

 

Ohne exogene Ursach

en

 

14'424'402

 

18'147'975

 

18'281'555

 

17'056'095

 

67'910'027

 

1998

 

1999

 

2000

 

2001

 

1998

-

2001

 

1.

 

Ursprüngliches Globalbudget

 

16'627'600

 

16'627'600

 

16'627'600

 

16'627'600

 

66'510'400

 

Jahr

 

100

 

110

 

120

 

130

 

140

 

Kostenaufwand VS

 

FH

-

Studenten d

er HEVs

 

FH

-

Studenten der HES

-

SO

 

Total Studenten HEVs

 

1998

 

1999

 

2000

 

2001

 


Der Präsident der Kommission:




Der Berichterstatter:

OREILLER Claude





EYER German¨

Bericht der parlamentarischen Kommission für Bau und Verkehr

Politikkontrakt der Dienststelle für Hochbau, Denkmalpflege und Archäologie: Controllingbericht des Budgets 2003

Einleitung

Der Politikkontrakt der Dienststelle für Hochbau, Denkmalpflege und Archäologie wurde in der Junisession 2002 angenommen. Die anlässlich des Budgets 2003 vorgenommenen Änderungen betreffen ausschliesslich Lohnanpassungen in der Höhe von 63'800 Franken (36'000.- für das politische Ziel 1 "Hochbau" und 27'800.- für das politische Ziel 2 "Bauliches Kulturgut"). Diese Anpassungen entsprechen den vom Staatsrat für den gesamten Staat Wallis vorgeschlagenen Anpassungen.
Da die Materie für die Kommission neu ist, wurde beschlossen, den Politikkontrakt nach der Novembersession im Detail zu prüfen. Es folgen nun die Überlegungen, die der Kommission anlässlich des Controllings der politischen Ziele der Dienststelle für Hochbau, Denkmalpflege und Archäologie am 17. September 2002 dargelegt wurden.
Ganz allgemein würde eine bessere Systematik in der Nummerierung die Auffindung der Kriterien und Prioritäten, die sich auf ein Teilziel beziehen (z. B. Teilziel 2; Kriterium 2.1, 2.2; Prioritäten 2.1, 2.2, 2.3...) erleichtern.

Das Departement und die Dienststelle haben alle verlangten ergänzenden Informationen geliefert. Trotzdem hätte die Kommission eine ausführlichere Erklärung der Schwerpunkte 2003 und der Kommentare im Controllingbericht begrüsst. Aus diesem Bericht muss auf der Grundlage der im Politikkontrakt auf mehrere Jahre ausgerichteten Ziele genau hervorgehen, was im kommenden Budgetjahr erreicht werden will. 
Prüfung der politischen Ziele

Politisches Ziel 1 "Gewährleistung der Anpassung und des Unterhalts der Immobilien des Staates Wallis"

Politische Teilziele, politische Qualitäts- und Leistungskriterien, politische Prioritäten

· Folgende Präzisierungen werden zu den Teilzielen 1 und 5, zum Kriterium 1 und zur Priorität 1 (Pauschalsubventionierung aufgrund der Normkosten) angebracht:

· Das neue Reglement bezüglich der Schulbauten dürfte noch dieses Jahr vom Staatsrat angenommen werden. Es wird eine bessere Formalisierung der momentanen Praxis in Sachen Pauschalsubventionierung erlauben.
· Dieses Reglement wird als Grundlage für die neuen Normkosten dienen, welche sich auf Erfahrungswerte stützen und eine einfachere und gerechtere Behandlung der verschiedenen Subventionsgesuche für öffentliche Bauten bezwecken. Zudem wird den Bauherren mehr Verantwortung übertragen ;

· Die Kosten der Vorbereitungsarbeiten, wie beispielsweise Spezialfundamente, sind nicht in den Normkosten enthalten, sondern bilden vielmehr von Fall zu Fall Gegenstand einer Analyse, bei der den lokalen topographischen Besonderheiten Rechung getragen wird:

· Je spezifischer die Pauschalen desto schwieriger deren Festlegung. Dies erklärt die geringe Anzahl von Normkosten, welche die Dienststelle im kommenden Jahr zu entwickeln gedenkt (2);
· Die "Normkosten" können weder für Umbauten noch für nicht repetitive Objekte festgelegt werden.

· Die nachfolgenden Präzisierungen betreffen das Teilziel 2, das Kriterium 2 und die Prioritäten 2 bis 7 (Realisierung von Neubauten):

· Das Teilziel 2 stellt die Haupttätigkeit der Dienststelle für Hochbau dar, also die Erstellung von Bauten für die Dienststellen oder Einrichtungen des Staates Wallis;

· Die Mehrheit dieser Realisierungen sind die direkte Folge von Beschlüssen des Grossen Rates (Finanzierungsbeschlüsse betreffend die Erstellung eines bestimmten Objekts);

· Die Prioritäten 2 bis 7 sind so verfasst worden, dass der Grosse Rat die Umsetzung seiner Beschlüsse in Sachen Erstellung von Bauten mitverfolgen kann. Sämtliche Bauprojekte, deren Budget der Dienststelle für Hochbau zugeteilt ist, sind darin enthalten. Im Hochbaubereich gibt es keine verabschiedeten Projekte, die auf ihre Realisierung warten (wie dies für die Kantonsstrassen der Fall ist, wo sich das vom Grossen Rat beschlossene Volumen der Investitionen, die auf ihre Realisierung warten, auf rund 690 Millionen beläuft);
· Die Aufhebung der politischen Priorität 6 "Inbetriebnahme (...) Werkhofs (...) A9 Gamsen" wird vorgeschlagen, da der Bau abgeschlossen ist. Es handelt sich – mit Ausnahme der Anpassung des Globalbudgets – um den einzigen Vorschlag zur Abänderung des im Juni 2002 angenommenen Politikkontraktes.
· Folgende Präzisierungen werden hinsichtlich des Teilziels 3, der Kriterien 3 und 4 und der Priorität 8 (Unterhalt von Gebäuden) angebracht:

· Es wird erneut darauf hingewiesen, dass es sich bei der Werterhaltung des Immobilienparks um ein mittel- und langfristiges Ziel handelt, das nicht mit den für den Zeitraum 2002-2003 vorgesehenen Mitteln (5.5 Millionen) realisiert werden kann;

· Die Mittel der Dienststelle müssen es erlauben, den Wertverlust der Immobilien (Schröder-Index) bei rund 1% zu halten. 
· Folgende Präzisierungen werden zum Teilziel 4 und den Prioritäten 9 und 10 (Zusammenstellen der Ausgaben für Investitionen und Unterhalt für die Gesamtheit der Kantonsbauten bei der DHDA) angebracht:

· Das Budget der DHDA, respektive das Globalbudgets des Ziels 1 spiegelt die Situation in Sachen Investitionen und Unterhalt der Kantonsbauten nicht wider;

· Die "Einrichtungen
" verfügen über ihre eigenen Budgets für Investitionen und Unterhalt der Immobilien. Letztere betreffen den gesamten Unterhalt, vom laufenden Unterhalt (Reinigung...) bis zu den umfangreicheren Arbeiten (Dach- oder Fassadensanierung). Es ist deshalb schwer, sich einen Gesamtüberblick in Sachen Hochbau zu verschaffen;
· Bei der Zusammenfassung sämtlicher Kompetenzen im Immobilienbereich innerhalb der Dienststelle für Hochbau handelt es sich um eine organisatorische Massnahme, welche die Transparenz und die einheitliche Behandlung der kantonalen Bauten fördern würde; 

· Diesbezügliche Bestrebungen sind seit 1998 in den Zielen des Politikkontrakts zu finden. Zudem haben die Geschäftsprüfungs- und die Reformkommission mehrmals entsprechende Massnahmen gefordert. Ein Entscheid des Staatsrates, der über die alleinige Befugnis in dieser Sache verfügt, wird bis Ende des Jahres erwartet. Es versteht sich von selbst, dass dieser Aufgabentransfer mit einem Personaltransfer einhergehen muss.
Bemerkungen zum politischen Ziel 1

· Das Erdbebenrisiko wurde im Rahmen einer Studie, an der mehrere Dienststellen beteiligt waren, analysiert.

· Die prioritären Bauten wurden zwar hervorgehoben, aber der Staat Wallis ist nicht Eigentümer sämtlicher betroffener Bauten.

· Gewisse Massnahmen wurden bereits ergriffen, wie beispielsweise die Verstärkung des Gebäudes der Kantonspolizei in Sitten oder die Verstärkung gewisser Zufahrtsstrecken (Arbeiten im Zusammenhang mit der Anpassung der Bauten an die 40-Tonnen-Norm).

· Was die Spitäler anbelangt, so hat der Staatsrat beschlossen, die Verstärkungsmassnahmen auf nach 2005 zu verschieben.

Politisches Ziel 2 "Das bauliche und archäologische Kulturgut erkennen, bekannt machen, schützen, erhalten und dokumentieren"
Politische Teilziele, politische Qualitäts- und Leistungskriterien, politische Prioritäten

· Es werden keinerlei Änderungen vorgeschlagen. Es wird daran erinnert, dass diese Ziele, Kriterien und Prioritäten zum ersten Mal im Jahre 2002 definiert wurden.
· Zum Kriterium 8 "Anteil der KGS-Objekte mit Sicherheitsdokumentation" werden genauere Angaben verlangt. Der diesbezügliche Anteil (7.5% - 8%) scheint nicht sehr hoch:
· Das Gesetz legt die jeweiligen Verantwortlichkeiten der Gemeinden und des Kantons in Sachen Kulturgüterschutz fest;

· Die in der Verantwortung des Kantons liegenden Objekte (rund 250) sind von Bedeutung (Denkmäler, Teile von Ortschaften...). Die Erarbeitung der Sicherheitsdokumentation ist entsprechend wichtig. Die vom Kanton alljährlich für diese Aufgabe bereitgestellten 80'000 Franken reichen lediglich für 3 – 4 Dokumentationen. 

Schlussfolgerungen

· Die Kommission nimmt den Controllingbericht und die vom Staatsrat vorgeschlagene Anpassung des Globalbudgets unter Vorbehalt der allgemeinen Beurteilung des gesamten Staatsbudgets durch die Finanzkommission an.

· Die Kommission wird den Politikkontrakt nach der Novembersession eingehend prüfen und gegebenenfalls ihre Vorschläge anlässlich des Controllings der Rechnung 2002 vorbringen.

[image: image13.wmf] 

Studiengänge

 

200

 

300

 

400

 

500

 

600

 

100

 

392

 

234

 

234

 

158

 

158

 

95

 

96

 

97

 

98

 

99

 

00

 

400

 

232

 

232

 

168

 

168

 

391

 

216

 

216

 

175

 

175

 

476

 

252

 

252

 

224

 

224

 

599

 

262

 

262

 

337

 

337

 

535

 

243

 

243

 

292

 

292

 

643

 

288

 

288

 

355

 

355

 

01

 

700

 

800

 

695

 

295

 

400

 

298

 

174

 

174

 

124

 

124

 

690

 

313

 

170

 

170

 

143

 

143

 

713

 

335

 

172

 

172

 

163

 

163

 

726

 

332

 

184

 

184

 

148

 

148

 

808

 

344

 

185

 

185

 

159

 

159

 

879

 

330

 

186

 

186

 

144

 

144

 

929

 

339

 

175

 

175

 

164

 

164

 

982

 

100

0

 

900

 

300

 

170

 

170

 

135

 

135

 

995

 

FH

 

STF

 

HFW

 

FH

 

SITTEN

 

FH

 

SIDERS

 

02

 

Der Präsident der Kommission:




Der Berichterstatter:

OREILLER Claude





EYER German
�





� EMBED Word.Picture.8  ���





� EMBED Word.Picture.8  ���





� EMBED Word.Picture.8  ���





� EMBED Word.Picture.8  ���





� EMBED Word.Picture.8  ���





�





�





BEILAGEN





Vorbericht der thematischen Kommission für Landwirtschaft, Tourismus und Umwelt bezüglich des�      Controllingberichts des Budgets 2003 des Meliorationsamtes (MA)





Vorbericht der thematischen Kommission für Erziehung, Bildung, Kultur und Sport bezüglich des�      Controllingberichts des Budgets 2003 der Dienststelle für Gesundheitswesen (DGW)





Vorbericht der thematischen Kommission für Gesundheit, Sozialwesen und Integration bezüglich�      des Controllingberichts des Budgets 2003 der Hochschule Wallis (HEVs)





Vorbericht der thematischen Kommission für öffentliche Sicherheit bezüglich des Controllingberichts�      des Budgets 2003 der Dienststelle für zivile Sicherheit und Militär (DZSM)





Vorbericht der thematischen Kommission für Bau und Verkehr bezüglich des Controllingberichts des �      Budgets 2003 der Dienststelle für Strassen- und Flussbau (DSFB)
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� Als Einrichtungen gelten namentlich: Landwirtschaftsschule, Institutionen für Psychiatrie, Walliser Zentrum für Pneumologie, La Castalie, die Kasernen, die Strafanstalten...
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